


Der Deutsche Volksrat für Böhmen W 

Völker, die erst zur Zeit der nationalen Wiedergeburt ihre Eigenständigkeit 
erkannten, im Begriff waren, zu einem Volk mit voll durchstrukturierter Ge-
sellschaft zu werden, und dadurch innerhalb der Monarchie die Gewichtsver-
teilung zwischen den einzelnen Völkern zu ihren Gunsten änderten — wie z. B. 
die Tschechen —, befanden sich in einer zukunftsfrohen Expansion und han-
delten dabei konsequenter und geschlossener als die „alten" Völker, die aufge-
schreckt waren aus der Behaglichkeit ihres liebvertrauten nationalen „Besitz-
standes" und in der Defensive standen — so wie z. B. die Deutschen. 

Die nationale Situation im alten Österreich wurde durch das Vorhandensein 
von politischen Parteien noch weiter kompliziert. Solche Gruppen bildeten 
sich, entsprechend den bildungsmäßigen und sozialen Bedingungen, an die sie 
in ihrem Bestand gebunden waren, in jedem einzelnen Volk gesondert. Die 
Fähigkeit eines Volkes, sich in mehreren, im Prinzipiellen voneinander ab-
weichenden politischen Parteien zu organisieren, gilt grundsätzlich als Zeichen 
politischer Reife. In der Habsburgermonarchie aber, wo auf allen parlamenta-
rischen Stufen (Gemeinde, Kronland, Reich) die Teilhabe an der staatlichen 
Macht — wie es dem herkömmlichen konstitutionellen Modell entsprach — nur 
über Parteien, nicht über Völker zu erreichen war, erwies sich eine solche par-
teipolitische Pluralität als Schwächung der nationalen Position, wenn, wie vor 
allem wieder bei den „alten" Völkern, parteipolitische Gegensätze schwerer 
wogen als die Überzeugung, gemeinsame nationale Interessen gemeinsam wahr-
nehmen zu müssen. 

Aus diesen vielfältigen Schwierigkeiten glaubten gegen Ende des vergange-
nen Jahrhunderts Deutsche für ihr Volk dann einen Ausweg zu sehen, wenn 
es gelingen würde, die zielbewußte Arbeit der nationalen Schutzvereine mit 
den parlamentarischen Wirkungsmöglichkeiten politischer Parteien zu ver-
schmelzen. Das setzte freilich voraus, daß in diesen Gruppen das Interesse für 
nationale Fragen vergrößert, von der Belastung durch ideologisch bedingte 
Parteigegensätze befreit und mit ebendieser nationalen Arbeit koordiniert, ja 
gleichgeschaltet werden könnte. Die damals ins Leben gerufenen Volksräte 
sollten diese Aufgabe erfüllen. 

Diese Volksräte sind der bemerkenswerte Versuch, für die in diesem mehr-
nationalen Staat fehlende Sicherung der Existenz des einzelnen Volkes dadurch 
einen Ersatz zu schaffen, daß eine national einheitliche Institution geplant 
wurde, ohne daß darum die politischen Parteien verdrängt werden sollten. Da 
aber bei der damaligen Staats- und nationalitätenrechtlichen Lage eine solche 
Institution nur durch Vermittlung von Parteien tätig werden konnte, geriet sie 
notwendigerweise in ein Konkurrenzverhältnis zu diesen, was sie in ihren Be-
mühungen lähmte. Hinzu kam, daß der Gedanke der Volksräte, wie überhaupt 
die ganze Schutzvereinsarbeit, aus dem bürgerlich-nationalen Lager stammte. 
So hatten von Anfang an die Volksräte keine breite Basis, weil sich die Sozial-
demokraten fernhielten; was das bedeutete, macht der Hinweis auf die Tat-
sache klar, daß bei den nach dem allgemeinen Wahlrecht durchgeführten 
Reichsratswahlen von 1911 41 v. H. der Deutschen in Böhmen für die Sozial-
demokratie stimmten (Österreichische Statistik, NF., Bd 7 (1912), H. 1, S. 10). 
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In diesen Zusammenhang nun ist der Text zu stellen, der hier zum ersten 
Male veröffentlicht wird. Er ist keine zuverlässige Quelle für die noch kaum 
erforschte Geschichte der nationalen Vereine in der Habsburgermonarchie — 
eher zeigt er sie in einem Zerrspiegel. Aber er ist bedeutsam für das proble-
matische Verhältnis von Nationalitätenfragen zu Parteipolitik; daß dieses Ver-
hältnis hier in einem sehr speziellen Fall sichtbar wird, ist nebensächlich, 
denn einer jeden Untersuchung der Geschichte der politischen Ideen im alten 
Österreich und ihrer Träger wird die erschöpfende Beschäftigung mit solchen 
Einzelheiten vorauszugehen haben. 

1. Zur Geschichte des Volksrates 

Staatssekretär Raphael Pacher hat in seinen Lebenserinnerungen einen 
längeren Aufsatz dem Deutschen Volksrat für Böhmen gewidmet, dessen Be-
deutung für die nationale Schutzarbeit in den Jahren vor dem Ersten Welt-
krieg weit über die provinziellen Auseinandersetzungen um die Erhaltung des 
deutschen Sprachgebietes hinausreicht.1 Der Volksrat, aus kleinen Anfängen 
entstanden, ging aus dem am 27. Oktober 1889 gegründeten örtlichen Schutz-
verein „Germania" für Trebnitz und Umgebung hervor, durch den das bereits 
im Schwinden begriffene Deutschtum dieses bei Lobositz gelegenen Städtchens 
neuen Aufschwung erhielt.2 Im Auftrage des Bundes der Deutschen in Böhmen 
berichtete der Trebnitzer Arzt Dr. Josef Wenzel Titta in der von ihm redigier-
ten Broschüre „Der nationale Kampf an der Trebnitzer Sprachengrenze im 
Jahre 1902" (September 1903) von der geplanten Gründung eines deutschen 
Volksrates für Böhmen.3 Am 16. Mai 1903 wurde die erste vorbereitende Konfe-
renz in Trebnitz eröffnet. Nach Tittas Worten sollte die neue Organisation 

1) Erinnerungen Raphael Pachers aus dem Archiv der Alten Burschenschaft 
der Prager Teutonen zu Erlangen-Nürnberg. Das Manuskript „Der Deutsche 
Volksrat" besteht aus 32 paginierten Maschinenschriftseiten (österr. Aktenfor-
mat): Deutschb.(öhmen) s.(eit) 97. — Pacher hat diese Erinnerungen wahr-
scheinlich in der Zeit nach seiner Versetzung in den Ruhestand (als Präsident 
i. R. des österr. Schulbuchverlags) verfaßt (1923—1936). 

2) vgl. die Schrift „Der nationale Kampf an der Trebnitzer Sprachgrenze 
im Jahre 1900". Hrsg. von Dr. J. W. T i t t a . Trebnitz 1901. Anhang. 

3) Über Titta (1863—1923) vgl. neben den Nachrufen in der Presse: E. L e h -
m a n n , in: Deutsches Biogr. Jahrbuch 1923, S. 343—348; H. K n i r s c h , in: 
Böhmerlandjahrbuch für Volk und Heimat 1924, S. 197; Dem Andenken Dr. 
Tittas. In: Deutsche Arbeit 23 (1923), S. 34—37; Sudetendeutsches Jahrbuch I 
(1924), S. 147; E. H e i n e , J. W. Titta. Ein Gedenkblatt. In: Burschenschaftliche 
Blätter 37 (1923), S. 101—102; vor allem aber O. K l e t z l s Abhandlung „Aus 
den Lebenserinnerungen Doktor Tittas", in: Sudetendeutsches Jahrbuch III 
(1927), S. 86—100. Ferner die Gedächtnisschrift: „Zur Erinnerung an Dr. Titta. 
Seine letzten Worte an uns und unsere Scheidegrüße." Gewidmet vom Deutschen 
Vereine „Germania" in Trebnitz 1923. Nicht zugänglich war mir: E. H e y n e , 
Der nationale Kampf an der Trebnitzer Sprachgrenze in Böhmen. Zum Ge-
denken an Dr. Josef Titta. In: Beiträge zur Heimatkunde des Elbetales 3 
(1941), S. 1—8, 207—213. 
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die Vertreter der politischen Parteien und die der Schutzvereine in gemein-
samer Arbeit vereinigen. Noch im Jahre 1903 fand nach langwierigen Vorbe-
sprechungen in den Räumen des Deutschen Handwerkervereins in Prag die 
Gründungsversammlung des Volksrates statt. Tittas Plan, die Vertreter der 
politischen Parteien sowie der Schutzvereine an dieser Sitzung teilnehmen zu 
lassen, hatte Erfolg. Von den deutschböhmischen Parteien waren die Fort-
schrittspartei, die Volkspartei, die Freialldeutschen, die Christlichsozialen und 
die Agrarpartei vertreten.4 Folgende Schutzvereine hatten Vertreter entsandt: 
Der Deutsche Schulverein, der Böhmerwaldbund, der Schulerhaltungsverein in 
Prag, der Bund der Deutschen in Böhmen sowie der Trebnitzer Verein „Ger-
mania". Erster Obmann des Volksrates wurde durch Wahl der Prager Hofrat 
Dr. Josef Virgil Grohmann, der jedoch sehr bald infolge Krankheit als Vor-
sitzender zurücktrat. Bereits am 26. August 1904 fand in Böhmisch-Leipa die 
erste Vorstandssitzung statt, und am 2. September richtete Dr. Titta als der-
zeitiger Vorsitzender einen Aufruf an das deutsche Volk in Böhmen.5 

Tiefe Unzufriedenheit mit dem Parteiensystem der Deutschböhmen um 1890 
hatte Titta bereits damals erfaßt, als er sich auf Anraten Dr. Schmeykals in 
Trebnitz als praktischer Arzt niederließ. Schon Ostern 1892 entwarf er einen 
Plan zur Errichtung nationaler Arbeitskanzleien und bemühte sich um eine 
Volksorganisation zur Erledigung der nationalen Sprachgrenzarbeit.6 

Dies alles wird in seinen zeitbedingten Formen für den Historiker durch 
einen Blick auf die Gesamtsituation in Böhmen verständlich. Dem in zähem 
und aufopferungsvollem Ringen vordringenden Tschechentum, das bis in die 
marxistischen Kreise hinein den Gedanken des Volkstumskampfes an der 
Sprachgrenze richtig erfaßt hatte, stand nichts Ähnliches gegenüber. Dies galt 
besonders auf dem Gebiete der lokalen Vereinsorganisation, die eben als eine 
Ergänzung der Parteiarbeit anzusehen war und auch gesellschaftspolitisch die 
Idee der Abwehr des Andersnationalen tiefer in allen Schichten der Bevölke-
rung verankerte. Titta hat, obwohl er Mediziner und nicht „gelernter" Politiker 
war, diese völlig neue Auffassung von den Möglichkeiten einer planmäßigen 
Volksorganisation auf deutscher Seite eher vertreten als die Abgeordneten, 
deren Parteihader und Gruppenegoismus ihm wenig zusagten. Innerlich stand 
er wohl der alldeutschen Richtung nahe, strebte aber als realistisch denkender 

4) Mit Schönerers Alldeutschen kam es zu keiner Zusammenarbeit, da 
sie gegen die Aufnahme der Christlichsozialen in den Volksrat protestierten. 
Vgl. E. P i c h l , Georg Schönerer. 2. Aufl. Berlin 1938. Bd 6. S. 94. — Die 
wiederholten Versuche Tittas, die deutschböhmischen Sozialdemokraten als 
Mitarbeiter zu gewinnen, dürfen in diesem Zusammenhang nicht vergessen 
werden. Vgl. den Aufsatz: Dem Andenken Dr. Tittas, S. 35, Anm. 3. — Von der 
Errichtung einer überparteilichen Volksorganisation sprach kürzlich H. N e u -
w i r t h in seinem Vortrag „Der Weg der Sudetendeutschen von der Entstehung 
des tschechoslowakischen Staates bis zum Vertrag von München". In : Die 
Sudetenfrage in europäischer Sicht. Veröffentlichungen des Collegium Caroli-
num 12, München 1962, S. 142, besonders Anm. 43. 

5) Der nationale Kampf an der Trebnitzer Sprachgrenze in den Jahren 1903 
und 1904. Hrsg. von Dr. J. W. T i t t a . Trebnitz 1905. S. 56f. 

6) vgl. E. P i c h l , Georg Schönerer, Bd 3, S. 620. 
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Bau- und Wohnungsgenossenschaft. Dies und viel mehr schuf der Trebnitzer 
Landarzt mit kärglichen, oft durch Spenden ergänzten Geldmitteln. 

Im größeren Bereich der Landespolitik hatte Titta ganz entschlossen alle 
Bestrebungen, die auf eine Loslösung der deutschen Gebiete von Prag in 
administrativer Hinsicht hinausliefen (etwa auch im Sinne „Los von Prag"), 
zurückgewiesen. Dagegen arbeitete er an den Plänen für eine Abgrenzung der 
Bezirke in nationaler Hinsicht mit und hat sich auch in dieser Frage an den 
Konferenzen des „Unterausschusses zur Ausarbeitung eines Gesetzesentwurfes 
betreffend die Bezirksabgrenzung" als Vorsitzender im Rahmen des Deutschen 
Zweiteilungsausschusses beteiligt.9 In der Einleitung zu dieser Publikation 
kritisierte er die Entwürfe für die territoriale Abgrenzung, den Koerberschen 
Entwurf vom 8. Mai 1900 und den Entwurf des Ministeriums Bienerth (dem 
Reichsrate vorgelegt am 3. Februar 1909). Er erklärte Bienerths Entwurf als 
unannehmbar, da er eine Anzahl an der Sprachgrenze gelegener Orte ohne 
weiteres preisgebe, von denen man einige bei künftigen Verhandlungen als 
„Kompensationsobjekte" zu verwenden hoffte.10 Auch an den Äußerungen der 
Landsmannminister Prade und Dr. Schreiner über diesen Abgrenzungsentwurf 
Bienerths übte Titta als Angehöriger einer Gemeinde an der Sprachgrenze 
Kritik. Eine territoriale Abgrenzung, die zu einer Isolierung der kleinen 
Sprachinseln führen könnte, lehnte er kategorisch ab, da er befürchtete, daß 
diese Gebiete infolge Vernachlässigung durch die Deutschen selbst restlos ver-
loren seien. Titta wandte sich gegen den Optimismus des Landsmannministers 
Dr. Schreiner, der gesagt hatte, „daß wir nach der Abgrenzung eine gewisse 
Stabilisierung, eine gewisse Beruhigung des Sprachgebietes für die Dauer von 
zehn Jahren erreichen werden".11 Tittas skeptische Auffassung ist vielleicht 
charakteristisch für seine Beurteilung der Gesamtsituation, die ihm an der 
Sprachgrenze in all ihren Schwierigkeiten klar geworden war. 

Auf die beachtlichen Leistungen Tittas bei der rein administrativen Orga-
nisation des Volksrates, der Einrichtung von Kanzleien und Filialkanzleien in 
Prag und Wien, sei hingewiesen.12 Eine besondere Stellung nahm auch die 
von Titta ins Leben gerufene Deutsche Grund- und Heimstätten-Gesellschaft in 
Leitmeritz ein. Sie sollte mithelfen, den deutschen Besitzstand Nordböhmens 
zu erhalten. Ein klarer Beweis für den engen Kontakt des Vorsitzenden des 
Volksrates mit den Inseldeutschen Prags war die ständige Sorge Tittas um den 
Verein der deutschen Staatsbeamten in Prag und um die Beamtenvereins-
kanzlei. 

Dies alles sei bedacht als Einführung zu Raphael Pachers Aufsatz über den 
Volksrat, verfaßt vom Standpunkt eines führenden Parteipolitikers, der dieser 
Organisation schon in seiner Eigenschaft als Mandatar mit einer gewissen 
Skepsis gegenüberstand. 

9) vgl. die Schrift „Deutscher Zweiteilungsausschuß". Verlag des Deutschen 
Volksrates in Trebnitz. 1909. 

10) Vorbericht des Vorsitzenden des Abgrenzungsausschusses (Dr. Titta), 
ebenda, S. 5. 

11) ebenda, S. 4. 
12) vgl. zu folgendem: Bohemia Nr. 22 vom 23. 1. 1913. Aufsatz „Dr. Titta". 
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werden. Da alle möglichen Anfragen, Bitten und Beschwerden alsbald einzu-
laufen begannen, mußte ein umfangreicher brieflicher und drahtlicher Verkehr 
entstehen. Ein übermäßiges Anwachsen desselben konnte nur verhindert wer-
den, wenn die Betreffenden für künftige Fälle unmittelbar an die betreffende 
Stelle (Abgeordnete, Behörde, Bezirks- oder Gemeindeverwaltung usw.) ver-
wiesen wurden. Ansonst mußte sich eine Vielschreiberei entwickeln, die zwar 
sehr stattliche Zahlen über Einlauf und Auslauf für den Jahresbericht ergab, 
aber für alle Beteiligten Zeit, Geld und Mühe, die gespart werden konnten, 
kostete. 

In der Tat kam es zu einer solchen Vielschreiberei und — wie später noch 
auszuführen sein wird — Vielregiererei, die uns Deutschen leider im Blut liegt. 
Wenn z. B. ein Postbediensteter versetzt wurde und es sich darum handelte, an 
seine Stelle wieder einen Deutschen zu bringen, so geschah folgendes: Erstens 
er selbst schrieb an den betreffenden Abgeordneten, zweitens desgleichen 
schrieb der oder schrieben die, welche an diesen Posten kommen oder nicht 
kommen wollten, drittens schrieb der Gemeindesekretär, wenn die Gemeinde 
gute Wacht hielt, viertens gegebenenfalls der örtliche politische Verein, fünf-
tens der Verein der deutschen Staatsbeamten in Prag21 und sechstens der deut-
sche Volksrat. Der Grundgedanke dabei war wohl: „doppelt genäht hält bes-
ser". Der Abgeordnete aber, dem dasselbe sechsmal geschrieben wurde, sollte 
nun auch sechsmal den Empfang bestätigen und nach erfolgtem Einschreiten 
beim Ministerium oder der Direktion noch sechsmal über den Erfolg berichten. 
Geschah dies nicht, so hieß es: „die Herren in Wien machen nichts". Ganz läßt 
sich nicht verhindern, daß eine Angelegenheit mehrfach anhängig gemacht 
werde. Aber da die großen Standes- und Berufsorganisationen, auch die natio-
nalen Schutzvereine, als Schulverein, Böhmerwaldbund, dann der jüngere, aber 
bald größte Bund der Deutschen in Böhmen im deutschen Volksrate vertreten 
waren22, hätte sich wohl eine Einteilung treffen lassen, etwa, daß immer nur 
die nächstbeteiligte Organisation eingreift, den Abgeordneten und den D. V. 
vom ersten Einschreiten und vom endlichen Ergebnis verständigt. 

Doch dieser Übelstand war zu ertragen. Schwere Mißhelligkeiten und Ver-
bitterungen zwischen Abgeordneten und D. V. führte ein anderer Umstand 
herbei, daß nämlich der D. V. bald die große Politik interessanter fand als 
die kleine nationale Arbeit, sich in die Politik einzumengen begann, den Abge-
ordneten sogar die Taktik vorschreiben wollte und, wenn er nicht Gehör fand, 
sich unzufrieden äußerte und Unzufriedenheit im Lande säte. 

Das machte sich besonders bei den zwei Fragen geltend: amtlicher Sprach-
gebrauch und nationale Abgrenzung. 

Nach der erzwungenen Aufhebung der Sprachenverordnungen Badenis und 
Gautschs durch das Ministerium Clary war eigentlich nicht viel erzielt worden, 
da nichts Neues, den Deutschen Genehmeres an die Stelle dieser Verordnungen 
trat, wohl aber die Stremayr'sehen Verordnungen aufrecht geblieben waren, 

21) Verein der deutschen Staatsbeamten in Prag. Zentralstelle der deutschen 
Beamten Böhmens. 

22) Böhmerwaldbund, deutscher Schutzverein für die Böhmerwaldgebiete; 
Bund der Deutschen in Böhmen, gegründet 1894 in Prag. 

je ' 
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die eigentlich der Anfang des Übels waren?% Vergebens hatte Dr. Anton Nit-
sche M in den Stürmen der Badenizeit darauf hingewiesen, daß man auch diese 
Verordnungen aufheben müsse. Man war froh, den Badeni, den Thunu, den 
Gautsch los zu sein, und dachte solange nicht mehr daran, bis das, was 1897 
und 98 vielleicht „in einem, Aufwaschen" gegangen wäre, nicht mehr zu 
machen war. 

In der Tat blieb vieles, was unter Badeni eingeführt worden war, in Böhmen 
aufrecht. So wagte es die Statthalterei in Prag nicht, nach den Straßenaus-
schreitungen, die Badenis Sturz hervorgerufen hatten, die Aufschriften, die 
unter Badeni oben tschechisch, unten deutsch lauten mußten, wieder in die 
alte Ordnung zu bringen, nachdem die betreffende Verordnung ja aufgehoben 
war. Man redete sich darauf aus, daß man eine definitive gesetzliche Regelung 
abwarte. Ebenso blieben die tschechischen Beamten, man könnte ruhig sagen, 
die tschechischen Ämter, bei der innern tschechischen Amtssprache, nicht 
allein für tschechische, sondern auch für deutsche Geschäftsstücke. Dr. Kaizl2" 
hatte als Minister, wie die dicken Bände seiner diesbezüglichen Korrespondenz 
bezeugen, für die Besetzung aller leitenden Stellen in Böhmen oder wenigstens 
für die Durchsetzung aller wichtigen Behörden mit Tschechen gesorgt. Gestützt 
auf diesen Umstand, erklärten die tschechischen Abgeordneten, sie würden 
die innere tschechische Amtssprache via facti durchführen. Das versuchten die 
tschechischen Präsidenten, Hofräte usw. denn auch nach Leibeskräften. Die 
deutschen Beamten und Angestellten organisierten sich nun gleich den Tsche-
chen und verlangten von den Abgeordneten Schutz bei der Regierung, da für 
viele von ihnen der Dienst, besonders bei den Prager Zentralbehörden, unmög-
lich wurde, wenn jeder Akt mit tschechischen Vermerken oder Zwischenerle-
digungen an sie kam. 

Der D. V. nahm sich der Sache begreiflicherweise, wohl aber auch unnötiger-
weise an, da ja die Abgeordneten mit dem deutschen Staatsbeamtenverein und 
den örtlichen Beamtenorganisationen in engster Fühlung standen. Aber es 
gelangten nach Trebnitz allerlei ungeheuerliche Nachrichten, namentlich zur 
Zeit des Ministeriums Beck27, und man zieh die Abgeordneten der Schwäche 

23) Kasimir Graf Badeni, geb. 1846 in Surochow, 1895—1897 österr. Minister-
präsident, gest. 1909 in Krasne. 

Manfred Graf Clary und Aldringen, geb. 1852 in Wien, 1899 österr. Minister-
präsident, gest. 1928 in Hernau. 

Paul Frhr. v. Gautsch v. Frankenthurn, geb. 1851 in Wien, mehrmals österr. 
Ministerpräsident und Minister, gest. 1918 in Wien. 

Karl von Stremayr, geb. 1823 in Graz, Mitglied der Frankfurter National-
versammlung, 1861 steiermärkischer Landtagsabgeordneter, 1870—1879 österr. 
Unterriehtsminister, 1879 Ministerpräsident, 1879—1880 Justizminister. 

24) Dr. Anton Nitsche, Landtagsabgeordneter. 
25) Franz Graf Thun-Hohenstein, seit 1911 Fürst, geb. 1847 in Tetsehen, 1889 

bis 1896, 1911—1915 Statthalter in Böhmen, 1898—1899 österr. Ministerpräsident, 
gest. 1916 in Tetschen. 

26) Dr. Josef Kaizl, geb. 1854 in Volyne, 1898—1899 österr. Finanzminister, 
gest. 1901 in Miskowitz. 

27) Max Wladimir Frhr. v. Beck, geb. 1854 in Wien, 1906—1908 österr. Mini-
sterpräsident, gest, 1943 in Wien. 
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oder gar verräterischer Packelei mit dem angeblich überschlauen Vladimir. 
Solche Nachrichten kamen dem D. V. aus Wien zu. In Wien saß nicht nur ein 
oder der andere Hofrat aus Prag, nunmehr im Ruhestande, der dem D. V. die 
Beobachtungen seiner Mußestunden mitteilte. Da war auch der gewesene Mini-
sterpräsident Dr. Körber28, der der damaligen Regierung und den Abgeord-
neten allerhand Schlimmes zutraute und nachsagte. Herr v. Körber hatte zwar 
selbst als Ministerpräsident es bezüglich der Sprachen- und Abgrenzungsfrage 
über Versuche und Entwürfe nicht hinausgebracht, spielte aber jetzt den stren-
gen Richter über das, was geschehen sollte und nicht geschehe. Dieser Klatsch 
der Abgetakelten fand im Volksrate willige Aufnahme und große Beachtung, 
Man fand es für nötig, in der Sprachenfrage selbständig vorzugehen. Der 
Verein der deutschen Staatsbeamten war es, der da ins Treffen geschickt 
wurde. Eines Tages erhielten die Abgeordneten die Nachricht, daß eine An-
zahl Beamtenversammlungen im Lande stattfinden solle, in welchen die Spra-
chen- und Beamtenfrage erörtert und zu denen die betreffenden Abgeordneten 
„eingeladen" werden sollten. Die Sache mißglückte. An vielen Orten lud man 
die Abgeordneten selbst als Hauptredner und Berichterstatter ein, während 
ihnen ursprünglich wohl die Rolle der Angeklagten zugedacht war, vielfach 
kam es überhaupt zu keiner Versammlung. Zwischen Abgeordneten und Staats-
beamtenverein gestaltete sich rasch ein gutes Verhältnis, das in regelmäßigen 
Besprechungen und zeitweisen größeren Sitzungen ein vollständiges Einver-
nehmen in bezug auf das Vorgehen erzielte. 

Natürlich trug derartiges nicht dazu bei, das Verhältnis zwischen D. V. und 
Abgeordneten zu einem guten zu gestalten. Der D. V. verlangte das Erscheinen 
und die Berichterstattung von Abgeordneten bei seinen Sitzungen. Nun konn-
ten die führenden Abgeordneten, die allein über alles hätten Auskunft geben 
können, nicht jeweilig nach Trebnitz oder Lobositz kommen; andere Abgeord-
nete aber genügten den Ansprüchen der Herren Volksräte nicht. Da es ge-
wöhnlich irgendwelche Unstimmigkeiten gab, blieben die Abgeordneten, vor 
allem die agrarischen, oftmals aus, und das ergab neue Verstimmung. 

Gegen die Beschlüsse oder Entschließungen des D. V., welche oft in die 
Tagespolitik einzugreifen suchten und von den Abgeordneten verschiede-nes 
„erwarteten", was diese entweder überhaupt oder gerade jetzt infolge der ihnen 
besser bekannten Sachlage nicht leisten konnten oder wollten, wurde vor allem 
ein Umstand eingewendet. Der D. V. war allmählich zu einer stattlichen Ver-
sammlung von nicht streng umgrenzter Grundlage und Zahl herangewachsen. 
Außer den Vertretern der politischen Parteien und der das ganze Land um-
fassenden Vereine und Körperschaften gehörten ihm auch Abgesandte jener 
Gemeinden und Bezirke an, die dem D. V. einen Beitrag zukommen ließen. Eine 
solche Körperschaft bedurfte zweifellos einer Geschäftsordnung und eines 
geschäftsführenden Ausschusses. Das aber lehnten Dr. Titta und Sekretär Ehr-
lich als engherzig und bürokratisch kleinlich ab. Wer komme, der sei eben da„ 
und die Anwesenden beschließen. Allerdings war den politischen Parteien ein 
Einspruchsrecht vorbehalten. Aber das konnte die Sache nicht bessern, denn 

28) So in Pachers Manuskript. Ernest v. Koerber, geb. 1850 in Trient, 1899 
österr. Innenminister, 1900—1904, 1916 österr. Ministerpräsident, 1915-—1916 
gemeinsamer Finanzminister, gest. 1919 in Gutenbrunn. 
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die maßgebenden Parteien machten von diesem Rechte keinen Gebrauch, wohl 
aber jene, die damals so ziemlich kalt gestellt waren: die Fortschrittspartei und 
Schönerianer.26 So kam es, daß die Forderung der deutsch-böhmischen Reichs-
ratsabgeordneten, es möge die Hetze der Prager Blätter, insbesondere des 
Prager Tagblatt, gegen sie mißbilligt werden, nicht angenommen werden 
konnte, weil Dr. Kafka aus Prag namens der Fortschrittspartei Einspruch 
erhob.30 Infolge des Mangels einer festen Geschäftsordnung waren die Mehr-
heiten, mit welchen Beschlüsse gefaßt wurden, von wechselnder Größe und 
Zusammensetzung. Einmal war nur die nächste Umgebung von Trebnitz, Leit-
meritz, Lobositz, Aussig usw. vertreten, ein andermal war Prag, dann wieder 
Reichenberg und der Osten, dann wieder vorwiegend das Gebiet westlich der 
Elbe und Eger vertreten. Man konnte daher solche Beschlüsse nicht als die 
Meinung des deutschen Volkes in Böhmen betrachten. Und doch erhob der D. V. 
im Jahre 1913 den Anspruch, als die Vertrauensmännern er Sammlung der Deut-
schen in Böhmen zu gelten, wovon später zu erzählen sein wird. 

Einen besonderen Anreiz zum Eingreifen in die Tagespolitik bot dem D. V. 
die mit der Sprachenfrage ja aufs innigste zusammenhängende Angelegenheit 
der nationalen Abgrenzung. In dieser Frage leistete der D. V., insbesondere die 
Reichenberger mit Magistratsdirektor Dr. Ringlhan an der Spitze31, wirklich 
Großes und Hervorragendes, wenn auch manches Unerreichbare, ja nicht ein-
mal Wünschenswerte vorgeschlagen wurde. Aber die Abgeordneten vermochten 
in dieser Frage mit dem D. V. um so schwerer zu einem Einverständnis zu ge-
langen, da in des Deutschen Volksrats Brust zwei Seelen wohnten. Da waren 
nämlich die unbedingten Zweiteiler, die Reichenberger und ihre Anhänger 
aus dem geschlossenen Sprachgebiete auf der einen Seite, auf der anderen die 
Prager, Pilsner, Budweiser, kurz die Sprachinsulaner, zu denen auch ein großer 
Teil der deutschen Staatsbeamten hielt, weil sie Prag nicht verlassen wollten, 
alle diese natürlich Gegner der Zweiteilung. Dr. Titta stand mit seinem inner-
sten Herzen eigentlich auf Seite der letzteren. Er fühlte sich in Trebnitz als 
„Minderheits-Mensch", war überhaupt nicht für eine besondere Provinz 
Deutschböhmen, sondern begnügte sich mit einer allerdings vollständig durch-
zuführenden Sektionierung der Landesbehörden. Er äußerte sich sogar mit-
unter, daß er unter solchen Umständen auch gegen weiß-rot und den böhmi-
schen Löwen nichts einwenden würde. Eine Verwirklichung seines Ideals steht 
noch heute in der deutschen Waisenkommission32 da, deren vollständige Ab-
trennung von der tschechischen Kommission ohne irgendwelchen gemeinsamen 
Obervorsitz er in jahrelangen Kämpfen durchgesetzt hatte. 

29) Deutsche Fortschrittspartei in Böhmen (1897—1918), hervorgegangen aus 
der liberalen Partei; Alldeutsche Partei (Partei Georg von Schönerers). — 
Georg v. Schönerer, geb. 1842, deutscher Politiker in Österreich, gest. 1921. 

30) Dr. Bruno Kafka, geb. 1881 in Prag, 1907 Privatdozent an der deutschen 
Universität Prag, 1916 Vorsitzender der Deutschen Fortschrittspartei in Böh-
men, 1919 o. Univ.-Professor des Zivilrechts, Obmann der deutschen demokra-
tischen Freiheitspartei der Tschechoslowakei, 1920 Abgeordneter des Prager 
Parlaments, gest. 1931 in Prag. 

31) Dr. Ringlhan, Magistratsdirektor in Reichenberg. 
32) Es dürfte sich um eine Landeskommission für Waisenpflege handeln. 









M2 Harald Bachmann 

für das ihnen in Prag Angetane den Reichsrat lahmgelegt hatten, ganz unmög-
lich, gegen das Ministerium Stürgk in der Art Stellung zu nehmen, daß dessen 
Mehrheit erschüttert worden wäre. 

Wohl aber sahen es die deutschen Abgeordneten als notwendig an, es offen 
auszusprechen, wie die deutsche Bevölkerung Böhmens die vorläufige Lösung 
der „böhmischen Frage" beurteilte. Die Abgeordneten beschlossen, die Stim-
mung der Bevölkerung zum ungeschminkten und uneingeschränkten Ausdrucke 
kommen zu lassen. Die deutschböhmischen Abgeordneten beschlossen die Einbe-
rufung einer Vertrauensmännerversammlung aus ganz Deutschböhmen und den 
deutschen Minderheitsinseln für den 17. August nach Komotau.*5 

Eine solche Vertrauensmännerversammlung hatte es nicht mehr gegeben, seit 
mit der Alleinherrschaft der liberalen Partei in Böhmen auch die alte Körper-
schaft der „Vertrauensmänner der Deutschen in Böhmen", die unter Dr. 
Schmeykals Vorsitz seit 1861 die Wahlaufrufe und Kandidatenlisten beschlossen 
hatte, zugrunde gegangen.*® Die einzelnen Parteien hatten seither gesonderte 
Parteitage gehalten, ihre selbständigen Kandidatenlisten und Wahlaufrufe her-
ausgegeben. Es galt daher, eine neue Verfassung für eine Vertrauensmänner-
versammlung, die von den deutschen Wahlbezirken sowie von den Minder-
heiten in den tschechischen Wahlbezirken aus dem ganzen Lande beschickt 
sein sollte, zu entwerfen. 

Die deutschböhmische Vereinigung im Abgeordnetenhause, welche die Ab-
geordneten aller Parteien, mit Ausnahme der Sozialdemokraten, umschloß, ent-
warf die Grundzüge in dem Sinne, daß jeder Wahlbezirk, der einen Abgeord-
neten entsendet, fünf Vertrauensmänner stellen solle, während jede deutsche 
Minderheit eines tschechischen Wahlbezirkes zwei Vertreter haben sollte.47 

Diese Vertreter sollten von einer Versammlung der Wähler ernannt werden. 
Für das erstemal war diese Bestellung der Vertrauensmänner allerdings nicht 
allgemein durchzuführen, da besonders in den Landgemeinden eine derartige 
Wähler Zusammenberufung nicht binnen kurzem bewirkt werden konnte. Bei 
dem sehr entwickelten politischen Leben sowohl bei den deutschen Wahlbe-
zirken, als auch bei den Minderheiten im tschechischen Gebiete war es jedoch 
durchaus nicht zu befürchten, daß andere als Vertrauensmänner bezeichnet 
würden als solche Männer, die wirklich das Vertrauen genossen. Der Vor-
schlag fand auch allgemeine Zustimmung, besonders auch bei den deutschen 
Minderheiten, die sich über Erwarten reich bedacht sahen, da z. B. jeder 
Wahlbezirk der Stadt Prag und ihrer Vororte, wie auch der Stadt Pilsen usw., 

45) Komotauer Vertrauensmännerversammlung August 1913. Vgl. dazu das 
Buch von H. B a c h m a n n , Adolf Bachmann. Ein österreichischer Historiker 
und Politiker. München 1962. S. 102 f. 

46) Seit dem Beginn der parlamentarischen Epoche (1861) war die Verfas-
sungspartei bis zur Ära Taaffe in den deutschen Teilen Böhmens führende 
politische Fraktion. Nach dem Verfall der parlamentarischen Linken hatte sich 
eine ganze Anzahl deutscher Parteien gebildet. — Dr. Franz Schmeykal, geb. 
1826 in Böhm.-Leipa, deutschliberaler Politiker und Parteiobmann, gest. 1894 
in Prag. 

47) Obmann der Deutschböhmischen Vereinigung im Abgeordnetenhaus, die 
eng mit dem Nationalverband zusammenarbeitete, war 1913/18 Raphael Pacher. 
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waltung sowohl in Staats- als in Landesangelegenheiten schaffen wollte.1" Statt-
halterei, Finanz- und Postdirektion, Eisenbahndirektion, dann wieder Landes-
ausschuß und Landesämter, dabei die Kreisverwaltung mit der Schaffung einer 
gewählten Kreisvertretung, die Frage, ob die Bezirksverwaltungen aufrecht zu 
erhalten seien oder nicht, die weitere Frage der Reform, der Gemeindever-
waltung und des Gemeindewahlrechtes, von deren Lösung in ihrem Sinne die 
Sozialdemokraten ihre Mitwirkung abhängig machten und mit der die Wahl-
rechtsfrage für die Kreisausschüsse und den Landtag zusammenhing, endlich 
Sprachengesetze für die Staats- und für die autonomen Behörden sowie für 
deren Verkehr untereinander — all das waren Aufgaben, bei deren Lösung der 
genannte Zweiteilungsausschuß den in den Ausgleichsverhandlungen begriffe-
nen deutschböhmischen Landtagsabgeordneten bereitwillig und arbeitseifrig 
zur Seite stand.51 

Nur wurde, unter vereinter Bemühung der Liberalen einerseits und der 
Schönerianer anderseits, die Durchsetzung auch der weitestgehenden Vor-
schläge bis auf das i-Tüpfelchen den Abgeordneten als Pflicht auferlegt und, 
wenn dies gegenüber dem Widerstände der Tschechen und wohl auch der Re-
gierung nicht gelang, über Verrat oder mindestens über Schwäche und Nach-
giebigkeit geschrien. 

Im Verlaufe dieser Ausgleichsverhandlungen, wo wirklich eine Menge Fra-
gen, mit denen sich der D. V. zu beschäftigen wohl berufen war, mit einbe-
zogen wurden, gestaltete sich das Mitreden dieser Körperschaft in rein poli-
tischen, ja selbst taktischen Fragen zur Gewohnheit und wurde zu einem 
großen Übelstand. 

Der D. V. wurde hierbei oft ohne sein Wissen zu einseitigen parteipolitischen, 
ja persönlichen Zwecken ausgenützt. Ein Beispiel bietet die Frage, die im 
Laufe der Landtagsobstruktion auftauchte, ob man eine Neuwahl des Landes-
ausschusses zulassen oder auch diese obstruieren solle. Für die Deutschen im 
allgemeinen, d. h. für das Kräfteverhältnis zwischen Deutschen und Tschechen 
im Landesausschuß, war es ganz gleichgültig, ob man diese Frage mit ja oder 
nein beantwortete. Aber für die deutsche Fortschrittspartei war es nicht 
gleichgültig. Denn im Landesausschusse saßen vom Jahre 1902 her zwei 
Liberale, Eppinger und Werunsky, als Beisitzer und ein Liberaler, Urban, sowie 
ein Volksparteiler, Legier, als Ersatzmänner.52 Nun hatte sich durch die Wah-

50) Zweiteilungsausschuß, vom Deutschen Volksrat und von den Abgeord-
neten beschickt. Er arbeitete unter Magistratsdirektor Dr. Ringlhan (Reichen-
berg) an allen Gesetzentwürfen, die eine selbständige Verwaltung der deut-
schen Bezirke Böhmens gewährleisten sollten. Dr. Titta war 1909 Vorsitzender 
des Unterausschusses für die Vornahme der Bezirksabgrenzung. 

51) Das Material für Ausgleichsverhandlungen wurde auch vom Volksrat 
zusammengestellt. Vgl. das Kanzleiarchiv in Trebnitz. 

52) Dr. Karl Eppinger, geb. 1853, Advokat und liberaler Politiker, Obmann 
der Deutschen Fortschrittspartei, gest. 1911. — Dr. Albert Werunsky, Advokat 
in Prag, Landesausschuß-Beisitzer, Bruder des Historikers Hofrat Prof. Emil 
Werunsky. — Dr. Karl Urban, geb. 1855, 1901—1918 Reichsratsabgeordneter 
(Deutsche Fortschrittspartei), 1916—1917 österr. Handelsminister, 1918—1919 
österr. Staatssekretär für Handel. — Legier, Landtagsabgeordneter. 
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Ministerpräsident Körber, der alte Freund und Vertrauensmann des D. V., 
hätte nun seinerseits die Absichten Stürgks übernehmen und ausführen kön-
nen. Er beschäftigte sich aber vor allem mit dem Polenmanifest, das vor seinem 
Amtsantritt erlassen worden war und das er nicht mit Unrecht schwer be-
klagte. Im übrigen bemühte er sich, mit den Führern der deutschen Arbeiter-
partei, von denen Knirsch allerdings dem D. V. als eifriges Mitglied angehörte, 
vertrauliche Verhandlung zu pflegen, da sie behaupteten, die kommenden 
Männer zu sein.m 

Bei seinem Sturz weinte ihm niemand eine Träne nach. Als Nachfolger kam 
statt Spitzmüllers 61 plötzlich Graf Clam-Martinitz62, einst der tschechenfreund-
liche Vorsitzende des Ausgleichsausschusses im Prager Landtage, ans Ruder, 
neben ihm der in die ganze Ausgleichs- und Abgrenzungsmaterie vollständig 
eingearbeitete Dr. Urban, aber als Handelsminister, und Dr. Bärnreithere3, 
gleichfalls ein Kenner, aber nicht gerade ein begeisterter Freund der Abgren-
zung, doch auch er nicht als Landsmannminister, sondern als Minister für so-
ziale Fürsorge. Nun kamen die Abgrenzungsfragen, die ja schon vorher im 
Ministerium des Innern von Sektionschef WenedikterM in immer neuen Ent-
würfen bearbeitet worden waren, in Fluß, sie wurden auch den unablässig 
drängenden deutschböhmischen Abgeordneten zum Teil gezeigt, aber kaum in 
die Hand gegeben, aber von einer Vorlage dieser Entwürfe an den jungen 
Kaiser Karl zur Genehmigung hörte man nichts. Kurz, die Sache wurde solange 
hinausgeschoben, bis infolge des Sozialistenkongresses von Stockholm Graf 
Czernin®5 dem Grafen Clam-Martinitz mitteilte, er müsse die Einberufung des 
Reichsrates verlangen. 

Damit war selbstverständlich die Hoffnung auf die Erlassung der Verord-
nungen auf Grund des § 14 begraben.60 

Die Einberufung des Reichsrates war leider von einer knappen Mehrheit des 

60) Deutsche Arbeiterpartei in Österreich. Nichtmarxistische Fraktion, an 
deren Spitze in Böhmen Hans Knirsch stand. 1911 hatte sie drei Abgeordnete 
im Reichsrat.— Hans Knirsch, geb. 1877 in Siebendorf, 1911—1918 Reichsrats-
abgeordneter, Obmann der Deutschen Arbeiterpartei in Böhmen, gest. 1933. 

61) Alexander Frhr. v. Spitzmüller-Harmersbach, geb. 1862 in Wien, 1915 bis 
1916 österr. Handelsminister, 1916/17 österr. Finanzminister, gest. 1953 in Velden. 

62) So in Pachers Manuskript. Heinrich Graf Clam-Martinie, geb. 1863 in 
Wien, 1916 österr. Ackerbauminister, 1916—1917 österr. Ministerpräsident, 
1917—1918 Militärgouverneur in Montenegro, gest. 1932 in Clam. 

63) Dr. Joseph Maria Baernreither, geb. 1845 in Prag, 1885—1907 Reichsrats-
abgeordneter, seit 1907 Mitglied des österr. Herrenhauses, 1898 österr. Handels-
minister, 1916—1917 Minister o. P., 1918 Bevollmächtigter der österr. Republik 
in den Niederlanden, gest. 1925 in Teplitz. 

64) Dr. Richard Wenedikter, Sektionschef im österr. Innenministerium. 
65) Ottokar Graf Czernin von und zu Chudenitz, geb. 1872 in Dimokur, 1903 

böhmischer Landtagsabgeordneter, 1912 Mitglied des österr. Herrenhauses, 
1913—1916 österr.-ungarischer Gesandter in Rumänien, 1916—1918 österr.-
ungarischer Außenminister, gest. 1932 in Wien. 

66) § 14 des Staatsgrundgesetzes über die Reichsvertretung vom 21. 12, 1867 
(RGBL Nr. 141). 
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weise auf dem Grund und Boden, der heute zu der kleinen Gemeinde gehöre, 
eine ganze Stadt mit Tausenden von Einwohnern erstehen könne. Etwas ganz 
anderes sei es mit den in Prag oder Pilsen verstreut in einzelnen Häusern oder 
Stockwerken wohnenden Deutschen, so wertvoll natürlich jeder einzelne an 
und für sich und noch ganz besonders durch seine geistigen Eigenschaften, 
seine Stellung, seinen Besitz für das deutsche Volkstum sei. Diese deutschen 
Minderheiten kämen aber für die Abgrenzung nicht in Frage. Für diese müßte 
durch einen gesetzlichen Minderheitsschutz vorgesorgt werden, für den die 
Tschechen schon deshalb zu haben sein müßten, weil sie ja auch ihre Minder-
heiten im deutschen Sprachgebiete hätten, wenn diese auch in den vorgenann-
ten Beziehungen mit den deutschen Minderheiten nicht zu vergleichen wären. 

Die früheren Regierungen hatten noch einen anderen Grund gegen die Ab-
grenzung. Sie wollten in der Landeshauptstadt Prag an den dortigen Deutschen, 
deren Stellung bei Aufrechthaltung der Landeseinheit als eine günstigere er-
schien, einen Rückhalt gegen die tschechische Mehrheit haben und vor allem 
die deutsche Amtssprache gestützt sehen. Da es aber die Regierungen seit 
Jahrzehnten nicht wagten, die deutsche Sprache in Prag gegen die Tschechen 
wirksam zu verteidigen, so zwar, daß sie die städtische elektrische Straßen-
bahn ohne amtliche Kollaudierung in Betrieb setzen ließen, um nicht bean-
standen zu müssen, daß die Warnungstafeln wegen herabhängender Drähte 
usw. von der Stadtgemeinde nur in tschechischer Sprache bezeichnet waren, — 
so konnte das Prager Deutschtum, das ja politisch ganz ohnmächtig und jedem 
Straßenauflauf preisgegeben war, dem Staate Österreich in seiner Verwaltung 
wenig nützen. Man konnte auch nicht von einer „Preisgebung" des Deutsch-
tums in Prag durch die Abgrenzung sprechen, da ja den Deutschen dort selbst 
der Zusammenhang mit dem deutschen Sprachgebiete gar nichts helfen konnte 
und der einzige Schutz für sie gegen die Prager Stadtverwaltung, deren Ober-
haupt ja zugleich Bezirkshauptmann war, nur von der Statthalterei ausgehen 
konnte, die ja auch weit überwiegend tschechisch war. 

Als der Reichsrat im Mai 1917 wieder zusammentrat, kamen die Tschechen 
sofort mit der Erklärung angerückt, in der sie die Anerkennung der Sonder-
rechte der Länder der böhmischen Krone und die Vereinigung der ungarischen 
Slowakei mit dieser Krone forderten.72 Diese freche Herausforderung hätte so-
fort zur Antwort die Gegenforderung: Errichtung eines selbständigen Kron-
landes Deutschböhmen, verdient. Daß dieselbe noch nicht erfolgte, hatte seinen 
Grund darin, daß die deutschböhmischen Abgeordneten ihre Sache im Zusam-
menhang mit der ganzen Neugestaltung von Österreich, insbesondere aber 
auch im Einvernehmen mit den deutschen Herrenhausmitgliedern aus Böhmen 
sowie mit den Abgeordneten von Mähren und Schlesien behandeln wollten. 

Der D. V. geriet erst in Erregung, als die Begnadigung des Dr. Kramäf und 
seiner Mitschuldigen erfolgte und durch die ungeschickte Durchführung dieser 
Maßregeln das Gepräge eines Regierungsaktes gewann. Das Begnadigungsrecht 
des Kaisers wurde von keiner Seite angefochten, obgleich über diese Verfü-

72) vgl. Schicksalsjahre Österreichs 1909—1919. Das politische Tagebuch Josel 
Redlichs. Bearb. v. F. F e 11 n e r. Bd II, Graz, Köln 1954. S. 207, Anm. 26. 

::?' 
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gung selbst das Urteil ziemlich einmütig war. Indem aber dieser Begnadigungs-
akt vom Ministerpräsidenten Dr. Seidler gegengezeichnet war und von ihm 
im Justizausschusse des Abgeordnetenhauses feierlich verkündet wurde, wurde 
der Ministerpräsident und sein Kabinett mit der Verantwortlichkeit belastet.™ 

Das Ministerium Seidler, das gleich nach Eröffnung des Reichrats dem Mi-
nisterium Clam gefolgt war, wurde von den Abgeordneten, auch denen 
Deutschböhmens, mit Vertrauen aufgenommen, da es auch aufrichtig bemüht 
war, den Beschwerden der Deutschen, besonders auch in den Ernährungsfragen, 
abzuhelfen. In den Angelegenheiten Böhmens und in der deutsch-tschechischen 
Frage war es allerdings mit keinerlei Kenntnissen oder Erfahrungen belastet. 
Es war schmerzlich und lächerlich zugleich, das Erstaunen zu betrachten, mit 
dem diese Herren den Eindruck aufnahmen, den die Begnadigung von Kramat 
und Genossen hervorrief. Es waren ja, so meinte man, neben den Tschechen 
auch Deutsche begnadigt worden. Daß aber zwischen den begnadigten deut-
schen und tschechischen Verbrechern ein gewaltiger Unterschied war, bedachte 
man nicht. Der schwerste Fall auf deutscher Seite war eine Gastwirtin in Tirol, 
die in der Verzweiflung erklärt hatte, sie gebe keinem Soldaten mehr ein Ei, 
wofür sie allerdings beinahe standrechtlich erschossen worden wäre. Daß man 
damit die Schuld des Herrn Kramdf und seiner Abgeordnetenkollegen, des Di-
rektors der Zivnostenskä Banka74, nicht vergleichen konnte, ist selbstverständ-
lich. Es hat sich ja auch unterdessen gezeigt, wie sehr man auf die Dankbarkeit 
des Dr. Kramäf für diese Begnadigung rechnen könne. In Deutschböhmen aber 
flammte die helle Empörung auf. Der D. V. hielt nun den Augenblick für ge-
kommen, die Führung in Deutschböhmen in die Hand zu nehmen. Dr. Titta 
berief eine Vertrauensmännerversammlung nach Prag ein und ersuchte die 
Abgeordneten um Berichterstattung. Die Versammlung beschloß eine scharfe 
Kundgebung gegen die Regierung und forderte aufs neue die Selbständigma-
chung Deutschböhmens. 

Einen Erfolg dieser Entschließung, soweit sie sich gegen die Regierung rich-
tete, konnten die deutschböhmischen Abgeordneten gar nicht wünschen, da das 
Ministerium Seidler schwerlich durch ein besseres ersetzt worden wäre. Jeder-
mann wußte, daß ja nicht die Minister, sondern verantwortliche Ratgeber die-
sen Begnadigungsakt in diesem Umfange herbeigeführt hatten. Daß sich Mini-
sterpräsident Seidler mit der Verantwortung belastete, war ebenso unnötig 
als nutzlos. Wohl aber nahmen die deutschböhmischen Abgeordneten diesen 
Vorfall zum Anlaß, um die endliche Lösung der deutschböhmischen Frage zu 
betreiben. Es bedurfte einer langwierigen Arbeit, um die Regierung zur Er-
kenntnis der Unerläßlichkeit dieser Lösung zu bringen. 

Als am Dreikönigstage des Jahres 1918 die Tschechen in Prag ihre Unab-
hängigkeitsforderungen für die Länder der böhmischen Krone auf offener 
Straße verkündeten, wurde in der deutschböhmischen Vereinigung alle wei-
tere Rücksichtnahme auf die Anschauungen der Großgrundbesitzer aus dem 

73) Schicksals jähre Österreichs . . ., Bd II, S. 212 f. Redlichs Aufzeichnung 
über Ministerpräsident v. Seidlers Verkündung des kaiserlichen Handschreibens 
im Justizausschuß des Abgeordnetenhauses. Anm. zum 5. Juli 1917. 

74) Tschechische Gewerbebank, 
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Herrenhause sowie der mährischen und schlesischen Abgeordneten beiseite 
gesetzt und am 10. Jänner eine Erklärung beschlossen und im Abgeordneten-
hause abgegeben, welche die Errichtung einer selbständigen Provinz Deutsch-
böhmen forderte. 

Der Ausdruck Provinz für Kronland wurde absichtlich gewählt, um damit 
den Unabhängigkeitsforderungen der Tschechen in der ihnen empfindlichsten 
Form die Unterstellung Böhmens unter den Gesamtstaat in Erinnerung zu 
bringen. 

Der D.V. nahm diese Erklärung mit großer Zustimmung auf und forderte 
alle deutschen Gemeinden, Körperschaften und sonstigen Vereinigungen auf, 
zu dieser Forderung Stellung zu nehmen. In Tausenden von Kundgebungen 
nahmen Gemeinden und Bezirke, Geistlichkeit, Beamtenschaft, die wirtschaft-
lichen Standesgruppen, kurz ganz Deutschböhmen, für diese Forderung Stellung. 

Dennoch bedurfte es monatelanger Arbeit, um das Ministerium Seidler end-
lich zur Schaffung der Grundlage für die Erfüllung dieser Forderung zu brin-
gen. Das größte Bedenken für die nationale Abegrenzung erregte die im 
Gerichtsverfassungsgesetze enthaltene Bestimmung, daß bei der Abänderung 
der Gerichtsbezirke das Gutachten des Landtages einzuholen sei.7S Man war 
einig darüber, daß die Regierung auch anders verfügen könne als dieses Gut-
achten laute, oder daß sie selbständig verfügen könne, wenn das Gutachten 
verweigert wurde. Aber daß das Gutachten eingeholt werden müsse, das galt 
als unbedingte Voraussetzung. Endlich entschloß sich der Ministerrat, die 
Bezirkshauptmannschaften abzugrenzen, die Gerichtsbezirke aber unäbgegrenzt 
zu lassen. Es gehörte somit ein aus einem deutschen und einem tschechischen 
Gebietsteil zusammengesetzter Gerichtsbezirk zu zwei Bezirkshauptmannschaf-
ten, der deutsche Teil der deutschen, der tschechische zur tschechischen. Auf 
diesen Bezirkshauptmannschaften wurden deutsche und tschechische Kreise 
aufgebaut, die Prager Statthalterei auf den kleinsten Amtsbereich einge-
schränkt, die Kreishauptmännner unmittelbar dem Minister des Innern unter-
stellt. Es war noch nicht ganz das selbständige Deutschböhmen, aber der Zu-
sammenhang mit Prag war auf das äußerste eingeschränkt.™ 

Obwohl dies mehr war, als jemals unter irgend einer Regierung für Deutsch-
böhmen hatte erlangt werden können, sah sich der D.V. doch bewogen, durch 
seinen Obmann gegen diese Kreiserrichtungs- und Abgrenzungsverordnung 
Einsprache zu erheben. Herr Dr. Titta und Univ.-Prof. Dr. Zycha77 erschienen 
beim Ministerpräsidenten und erklärten ihm, es würde sich ein Sturm der 
Entrüstung in ganz Deutschböhmen erheben, wenn diese Verordnung erschei-
nen würde. 

75) vgl. § 2 des Gesetzes vom 11. 6. 1868, RGBl. Nr. 59 betr. die Organi-
sierung der Bezirksgerichte. P a c h e r , Deutschböhmen, wie es gesetzlich be-
reits besteht, S. 18 f. 

76) R e d l i c h , S. 287, Anm. zum 1. August 1918. Betr. Verordnung über 
Errichtung eines rein deutschen Kreisgerichtes in Trautenau vom 30. Juli 1918. 
Vgl. auch ebenda, Fußnote 33. 

77) Dr. Adolf Zycha, geb. 1871 in Wien, Univ.-Professor der Rechte in Frei-
burg (Schweiz), Prag, Gießen und Bonn, gest. 1948 in Bonn. 




